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(4) Für die Dauer der Freistellung wird ein Ausgleich in 
Höhe des Durchschnittslohnes gezahlt. Das gilt nicht bei Frei­
stellungen zur Aus- und Weiterbildung, wenn Stipendien ge­
währt werden. Bei Ableistung des Reservistenwehrdienstes 
richtet sich die Höhe der Ausgleichszahlung nach den hierfür 
geltenden Rechtsvorschriften.

§183
(1) Eine Freistellung von der Arbeit erfolgt, wenn der Werk­

tätige
a) auf Grund arbeitsrechtlicher oder anderer Bestimmun­

gen im Zusammenhang mit seiner Tätigkeit oder in Er­
füllung staatsbürgerlicher Pflichten ärztlich untersucht 
oder behandelt wird,

b) infolge eines Arbeitsunfalls oder einer Berufskrankheit 
oder wegen des Verdachts einer Berufskrankheit medi­
zinische Behandlung in Anspruch nehmen oder ärztlich 
untersucht werden muß,

c) sich in Rechtsvorschriften festgelegten oder angeordneten 
Untersuchungen, Gesundheitskontrollen bzw. medizini­
schen Behandlungsmaßnahmen bei übertragbaren Krank­
heiten sowie in Rechtsvorschriften festgelegten oder staat­
lich allgemein empfohlenen Schutzimpfungen oder an­
deren Schutzanwendungen unterzieht,

soweit die medizinische Betreuung während der Arbeitszeit 
stattfinden muß. Für die Dauer der Freistellung erhält der 
Werktätige einen Ausgleich in Höhe des Durchschnittslohnes.

(2) Eine Freistellung von der Arbeit erfolgt, wenn der 
Werktätige während der Arbeitszeit sofort einen Arzt in An­
spruch nehmen muß. Für die Dauer der Freistellung erhält 
der Werktätige einen Ausgleich in Höhe des Tariflohnes.

(3) Muß der Werktätige andere ärztliche Untersuchungen 
und notwendige Behandlungsmaßnahmen während der Ar­
beitszeit in Anspruch nehmen, hat der Betrieb ihm die Mög­
lichkeit zu geben, die ausfallende Arbeitszeit vor- bzw. nach­
zuarbeiten. Ist die Vor- bzw. Nacharbeit aus betrieblichen 
Gründen nicht möglich oder für den Werktätigen nicht zu­
mutbar, erhält der Werktätige für die ausfallende Arbeitszeit 
einen Ausgleich in Höhe des Tariflohnes. Die Entscheidung 
darüber, ob die Vor- bzw. Nacharbeit für den Werktätigen 
zumutbar ist, trifft der Betriebsleiter mit Zustimmung der 
zuständigen betrieblichen Gewerkschaftsleitung.

(4) Für die Freistellung von der Arbeit zur Schwangeren- 
und Mütterberatung gilt § 248.

§184

(1) Eine Freistellung von der Arbeit erfolgt:

a) bei eigener Eheschließung und bei Niederkunft der Ehe­
frau für die Dauer eines Arbeitstages,

b) bei Wohnungswechsel mit eigenem Haushalt innerhalb 
des Wohnortes für die Dauer eines Arbeitstages, nach 
einem anderen Wohnort für die Dauer von 2 Arbeits­
tagen,

c) für Werktätige, die physisch schwerst- oder psychisch 
schwergeschädigte Haushaltsangehörige zur medizini­
schen Betreuung in den vom Arzt oder von der zuständi­
gen Fürsorgeeinrichtung bescheinigten Fällen begleiten 
müssen, für die erforderliche Zeit,

d) beim Tod des Ehegatten, eines Elternteils, eines Kindes 
oder eines zum Haushalt gehörenden Familienmitgliedes 
für die Dauer von 2 Arbeitstagen,

e) für Werktätige, die vor ein Gericht oder ein staatliches 
Untersuchungs-, Kontroll- oder Aufsichtsorgan oder ein 
für die Durchführung von Ordnungsstrafverfahren zu­
ständiges Organ geladen werden, für die erforderliche 
Zeit.

Für die Dauer der Freistellung erhält der Werktätige einen 
Ausgleich in Höhe des Tariflohnes.

(2) Bei Ladung vor ein Gericht, ein staatliches Untersu­
chungs-, Kontroll- oder Aufsichtsorgan oder ein für die 
Durchführung von Ordnungsstrafverfahren zuständiges Organ 
wird die Ausgleichszahlung nicht gewährt, wenn der Werk­
tätige

a) den ausgefallenen Arbeitslohn durch das betreffende 
Organ erstattet erhält,

b) wegen einer von ihm begangenen Straftat, Verfehlung 
oder Ordnungswidrigkeit geladen wurde,

c) Kläger oder Verklagter bzw. Antragsteller oder An­
tragsgegner in zivil- oder familienrechtlichen Streit­
fällen ist. •

§185 '

(1) Vollbeschäftigte werktätige Frauen mit eigenem Haus­
halt erhalten monatlich einen Hausarbeitstag, wenn

a) sie verheiratet sind,
«•

b) Kinder bis zu 18 Jahren zum Haushalt gehören,
c) pflegebedürftige Familienangehörige zum Haushalt ge­

hören und die Pflegebedürftigkeit ärztlich bescheinigt ist,

d) sie das 40. Lebensjahr vollendet haben.

(2) Der Hausarbeitstag ist im laufenden Monat zu gewäh­
ren und zu nehmen. Zwischen der werktätigen Frau und dem 
Betrieb wird der Tag, an dem der Hausarbeitstag genommen 
wird, vereinbart.

(3) Der Hausarbeitstag wird im laufenden Monat nicht ge­
währt, wenn die werktätige Frau der Arbeit unentschuldigt 
ferngeblieben ist. Hat die werktätige Frau im laufenden Mo­
nat den Hausarbeitstag bereits in Anspruch genommen, wird 
dieser im darauffolgenden Monat nicht gewährt.

(4) Der Hausarbeitstag wird auch

a) vollbeschäftigten alleinstehenden Vätern mit Kindern 
bis zu 18 Jahren, wenn es die Betreuung des Kindes bzw. 
der Kinder erfordert,

b) vollbeschäftigten Männern bei ärztlich bescheinigter 
Pflegebedürftigkeit der Ehefrau, wenn es die Erfüllung 
der Aufgaben im Haushalt erfordert,

gewährt. Die Entscheidung trifft der Betriebsleiter mit Zu­
stimmung der zuständigen betrieblichen Gewerkschaftslei­
tung.

(5) Für die durch den Hausarbeitstag ausfallende Arbeits­
zeit wird ein Ausgleich in Höhe des Tariflohnes gezahlt. Eine 
Abgeltung des Hausarbeitstages in Geld ist nicht zulässig.

§186

(1) Werktätige sind von der Arbeit freizustellen, wenn es 
zur ärztlich bescheinigten Pflege ihres erkrankten Kindes oder 
zum Arztbesuch ihres Kindes erforderlich ist. Das gleiche gilt, 
wenn die Betreuung des Kindes wegen vorübergehender Qua­
rantäne für die Kinderkrippe oder den Kindergarten erfor­
derlich und durch andere nicht möglich ist.

(2) Alleinstehende Werktätige erhalten bei Freistellung zur 
Pflege ihres erkrankten Kindes von der Sozialversicherung 
eine Unterstützung in Höhe von 90% des Nettodurchschnitts- 
verdienstes bis zu 2 Arbeitstagen.

(3) Müssen alleinstehende Werktätige länger von der Arbeit 
fernbleiben, zahlt die Sozialversicherung im Anschluß an die 
im Abs. 2 genannte Leistung eine Unterstützung in Höhe des 
Krankengeldes, auf das der Werktätige bei eigener Arbeits­
unfähigkeit wegen Krankheit ab 7. Woche der Arbeitsunfähig­
keit Anspruch hat.


